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Fortschreibung des Regionalplanes Südlicher Oberrhein 
Nichtberücksichtigung von „Restmengen“ beim Rohstoffabbau Kies und Sand 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren des Petitionsausschusses, 
 

mit der nachstehenden Anrufung des parlamentarischen Organs wollen wir auf einen 
aus unserer Sicht untragbaren Planungsmodus bei der Fortschreibung des 
Regionalplans Südlicher Oberrhein hinweisen. 

 
Konkret ruft das Zukunftsforum Natur & Umwelt Ortenau e.V. den Petitionsausschuss 
an, um zu verhindern, dass wegen Nichtanrechnung von ganz erheblichen 
Restmengen des Rohstoffes Kies und Sand, das besonders schützenswerte Gebiet 
der Rheinauen - insbesondere des Auenwaldes - für nachfolgende Generationen in 
unverantwortbarer Weise irreversibel zerstört wird, wobei die o.g. nicht berücksichtigten 
„Restmengen“ an Kies und Sand den im RVSO-Plangebiet benötigten Bedarf für 16 
Jahre abdecken. 

 
Sachlage: 

 
Ein Blick zurück auf das mehrjährige Fortschreibungsverfahren zeigt, dass die 
Fachplaner des Regionalverbandes Südlicher Oberrhein (RVSO) zuerst einen 
Gesamtbedarf von 408 ha für den Rohstoffabbau Kies und Sand errechneten. Das 
Planungsszenario ging von folgenden Eckdaten aus: 204ha A - Flächen (Abbauflächen) 
und 204ha B - Flächen (Sicherungsflächen); Dauer: 2x15 Jahre. 

 
Der letztlich beschließende, politisch besetzte Planungsausschuss zwang dann – per 
Mehrheitsbeschluss – die Fachplaner dazu, diesen Vorschlag völlig zu revidieren. 

 
Die neuen Fakten: 

 

Zum einen wurde der Planungszeitraum von 2x15 auf 2x20 Jahre verlängert. Des 
Weiteren, und das war das entscheidend Gravierende, wurde eine 
Nichtberücksichtigung der Restvorräte in den vorhandenen konzessionierten 
Abbaustätten erzwungen. 
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Mit dieser politisch erzwungenen Hypothek kam es dann zu einem in die 1. Offenlage 
gehenden Entwurf, der knapp über 1000 ha Flächen für insgesamt 27 
Erweiterungsstandorte und 17 ( siebzehn !!!) Neuaufschlüsse im Verbandsgebiet 
vorsah. 

 
Trotz entgegenstehender Stellungnahmen verschiedener Beteiligter zur 1. Offenlage 
wurde diese unverhältnismäßig große Flächenausweisung zu Lasten von 
Landwirtschaft, Natur und Umwelt auch im 2. Offenlageentwurf nur wenig reduziert. Die 
Daten: 40 Eingriffsflächen, davon weiterhin 12 Neuaufschlüsse; 792ha A- und B- 
Flächen, dies entspricht einer Fläche von rund 1130 Fußballfeldern für den 
Rohstoffabbau Kies und Sand. Konkret ist diese Gesamtfläche immer noch das nahezu 
Zweifache der Ursprungsplanung (408ha). 

 
Derzeit befindet sich dieser Entwurf zur Fortschreibung des Regionalplanes Südlicher 
Oberrhein in der 2. Offenlage. 

 
Problemerörterung 

 
Die besondere Problematik liegt in der zeitlichen und räumlichen Dynamik eines vom 
Wachstumsmarkt dominierten Abbaus von nicht vermehrbaren Rohstoffen in einer 
hochsensiblen Region. 

 

Hierzu ist Folgendes anzuführen: 
 

1. Im Planbereich des RV „Südlicher Oberrhein“ sind im Gebiet der Rheinebene über 
170 mittlere und große Baggerseen vorhanden. Gegenwärtig werden dort an rund 45 
Standorten Kies/ Sand – im Nassverfahren – abgebaut. 

 
Ca. 16, d.h. über ein Drittel der Abbaustandorte, befinden sich in dem ca. 750 m breiten 
Naturraum der sog. „Rheinaue“. Insofern muss die i.d.R. verwendete Angabe von 3% 
Wasserfläche in der Rheinebene relativiert werden. Fakt ist, dass im westlichsten 
gelegenen Naturraum der Rheinebene, den Rheinauen, eine überproportionale 
Gesamtwasserfläche durch Kiesabbau entstanden ist. Ein vergleichender Blick auf 
publizierte Messtischauflagen (1: 25.000) zeigt deutlich, wie in wenigen Jahrzehnten die 
ursprüngliche Rheinauenlandschaft förmlich zum „Seenplattengebiet“ („Schweizer 
Käse“) umgewandelt wurde. Konkret liegt der Seeflächenanteil z. B. in den Auen- 
bereichen der Stadt Rheinau bei ca. 20%. 

 
Von Seiten der Lobbyisten wird oft behauptet, der Kiesabbau schaffe großzügige 
Habitate auenähnlicher Strukturen als Ersatz für den Verlust der Tullaschen 
Rheinregulierung. Es dürfte jedoch kein Zweifel darüber bestehen, dass die noch vor 50 
- 60 Jahren weitgehend intakten Rheinauen (Überschwemmungsaue nach der 
Rheinkorrektur, „Tullaauen“) mit großen zusammenhängenden Waldgebieten, flachen 
und beschatteten Fließgewässern mit wechselnden Wasserständen und geringem 
Nährstofftransport (Altrheinarme), Gumpen, Gießen usw. einen ungleich naturnäheren 
Zustand (= ursprüngliches Primärbiotop) darstellten, als die Kette von mehreren Hektar 
großen Baggerseen mit Alterungsprozessen, extremen Tiefen, geringsten 
Flachwasserzonen, Angel- und Freizeitbetrieb (= Sekundärbiotop). 

 
Zusätzlich stellen diese hektargroßen Kunstseen darüber hinaus ein zunehmendes 
Sicherheits- und Überwachungsproblem dar. 
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Tatsache ist, die Rheinauen - insbesondere die verbliebenen Relikte des Auenwaldes 
„Badens Dschungel“ - sind akut von Zerstörung bedroht. In wenigen Jahrzehnten wurde 
dieses Naturjuwel unwiederbringlich durch Kies- und Sandabbau und andere durch 
Menschenhand verursachte Eingriffe auf ruinöse Art reduziert. Auf Grund ihrer 
einzigartigen Biodiversität, Vielfalt an Fauna und Flora wurden fast alle Teile des 
Rheinauengebietes als Natura 2000 Gebiete ausgewiesen und gehören zum RAMSAR- 
Gebiet.   Trotz   dieses   Schutzes   werden   seit   Jahrzehnten   Jahr   für   Jahr   die 
„beklagenswerten“ Restflächen dieser Gebiete hauptsächlich durch stetige 
Erweiterungen und Neuaufschlüsse von Nassabbaustätten unwiederbringlich zerstört. 

 
Im Hinblick auf das Vertragsverletzungsverfahren der EU gegen die BRD wegen 
mangelhaftem Schutz und Sicherung der Natura 2000 Gebiete haben wir beim RP- 
Freiburg und dem LRA-Offenburg angefragt, wie viel Fläche dieser Schutzgebiete 
insbesondere in den Rheinauen durch Kies- und Sandabbau seit Ausweisung der- 
selben bereits verlorengegangen bzw. in Wasserfläche umgewandelt worden sind. 

 
Die ernüchternde Antwort war, dass hierüber keine Daten vorliegen. Es gibt kein 
Kataster, in dem die einzelnen Eingriffe zusammengeführt werden. Wie groß die 
Summierungswirkung auf die Natura 2000 Gebiete bzw. auf geschützte Biotope 
tatsächlich bereits ist, weiß behördlicherseits offensichtlich keiner. 

 
 

2. Ausgehend von der Dilemmasituation, dass die Gewinnung von Kies und Sand 
irreversible Verluste der Böden, gravierende Eingriffe in Natur und Landschaft und 
folgenreiche Auswirkungen auf den Kieskörper des europaweit größten 
Grundwasserspeichers bewirkt, muss man von der absoluten Priorität eines sparsamen 
Umgangs mit der nicht vermehrbaren Ressource ausgehen. 

 
Folglich setzt auch das staatliche Hoheitsrecht, einer in bestimmten Zeit- und 
Raumkategorien verlaufenden Planung voraus, dass prognostizierte Bedarfsmengen 
sich selbstverständlich auch an den vorhandenen Reservemengen zu orientieren 
haben. Solche Planungen beruhen auf Berechnungen, die eine Inventurprüfung, d.h. 
eine Bestandsaufnahme des Vorhandenen (= Reserven) beinhalten und deren Ergebnis 
in die Folgekalkulation eingebaut wird. 

 
Mit der entsprechenden Planungssorgfalt errechneten die RVSO-Planer, dass die in 
den bereits genehmigten Konzessionsflächen noch lagernden „Restmengen“ den 
ermittelten Gesamtbedarf am Rohstoff Kies und Sand für das Plangebiet des RVSO für 
weitere 16 Jahre abdecken. 

 
Der 2. Mehrheitsbeschluss des kommunal besetzten Planungsausschusses 
konterkarierte diese solide Berechnung. Mit einem Federstrich verschwand eine 
dreistellige Millionenmasse von Kies und Sand aus dem Planungshorizont. 

 
In ihren Schreiben zur 1. Offenlage erkannten sowohl die Fachbehörde des LRA 
Offenburg als auch das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur richtigerweise, dass 
eine Nichtberücksichtigung der Restmengen einer bedarfsorientierten Sicherung 
widersprechen und zu überproportionalem Bedarf von zusätzlichen Abbau- und 
Sicherungsflächen führen (s. Anlage 1 u. 2). 
Sie beschleunigt darüber hinaus die Zerstörung der letzten Auengebiete, die als 
Rückzugsgebiete für viele streng geschützte Arten unverzichtbar sind. 
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3. Der eben geschilderte Vorgang der Nichtanrechnung der Restmengen in der 
Folgeplanung ist einer stetigen und intensiven Lobbyarbeit in Kombination mit den 
kommunalen Eigeninteressen vieler Mitglieder der Regionalversammlung geschuldet. 
Von dieser Seite wurde die Wirksamkeit der Selbstregulation des Marktes angeführt. Mit 
umfangreichen Zeit- und Massenhorizonten könne dieser flexibel mit unterschiedlichem 
Angebot auf wechselnde Nachfragen reagieren. 

 
Diesem credohaften Denkmuster ist aus unserer Sicht folgendes entgegenzusetzen: 

 
a) Grundsätzlich ist der Markt wachstumsorientiert. 

 
b) Die Ressourcen Sand und Kies sind nicht vermehrbar. 

 
c) Der fortgesetzte Abbau hat, wie unter Punkt 1 ausführlich beschrieben, gravierende 
Folgen. 

 
d) Der Export von Kies und Sand aus der Region Südlicher Oberrhein wird weder von 
den Betreibern, deren Interessensverband (ISTE), noch von den Behörden exakt 
quantifiziert. Die vielen Schiffsverladestellen stehen für eine umfangreiche Ausfuhr in 
überregionale und ausländische Gebiete (z. B. Schweiz, Niederlande), die hierdurch 
ihre eigenen Bodenschätze wirksam schützen. 

 

e) Die viel beschworenen und segensreichen Kräfte des freien Marktes führen z.B. in 
unserer unmittelbaren Umgebung dazu, dass in einem Radius von ganzen sieben 
Kilometern acht große Kieswerke unter einer sich verschärfenden Konkurrenzsituation 
stehen. Um wirtschaftlich überleben zu können, wird der Ressourcenverbrauch 
offensichtlich nicht nachhaltig betrieben: Masse statt Klasse! Ganz in diesem Sinne 
sieht die gegenwärtige Planung den Neuaufschluss von drei weiteren Baggerseen im 
sieben Kilometer Umkreis vor. 

 
Wir gehen davon aus, dass die drei dargestellten Punkte die Diskrepanz der 
gegenwärtigen RVSO Rohstoffplanung mit dem im Koalitionsvertrag der neuen 
grün/schwarzen Landesregierung geforderten nachhaltigen Umgang mit Ressourcen 
und sparsamen Flächenverbrauch bei der Gewinnung von Rohstoffen offenlegt. 

 
Insofern wenden wir uns an den Petitionsausschuss des Landtags mit der Bitte, sich  
für unser Anliegen einzusetzen und an zwei klar umrissenen Stellschrauben der 
administrativen Planung korrigierend einzuwirken. 

 
 

Anträge an den Petitionsausschuss: 
 

1. Wir, die im Zukunftsforum Natur & Umwelt Ortenau e.V. im Umwelt- und 
Naturschutz engagierten Bürger, bitten den Petitionsausschuss des Landtages 
von Baden-Württemberg sich dafür einzusetzen, dass bei der Fortschreibung des 
Regionalplanes Südlicher Oberrhein die in den bereits genehmigten 
Konzessionsflächen noch zum Abbau bereitstehenden übergroßen 
„Restmengen“ an Kies & Sand in die Bedarfsberechnung des Regionalplanes 
einbezogen werden müssen. 
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Die „Restmengeneinbeziehung“ würde eine deutliche Reduzierung der Ausweisung von 
Abbauflächen (A) bzw. Sicherungsflächen (B) zu Folge haben, besonders in den 
Biodiversitätssensiblen bedrohten Rheinauen. Der von der Landesregierung geforderte 
möglichst geringe Flächenverbrauch und schonende Umgang mit dem Schutzgut 
Boden käme so zum Tragen. 

 
 

2. Das Zukunftsforum Natur & Umwelt Ortenau e.V. bittet den Petitionsausschuss 
des Landtages darauf hinzuwirken, dass eine Datenbank erstellt wird, in der 
ausnahmslos alle Eingriffe in Natura 2000 Gebiete erfasst und zusammengeführt 
werden. 

 
Summierungseffekte und eine sogenannte „Salamitaktik“ würden für die zuständigen 
Naturschutzverwaltungen erkennbarer, die turnusmäßige Berichterstattung an die EU 
über den Erhaltungszustand der Schutzgebiete vereinfacht und die Naturschutz- 
strategie von Baden-Württemberg könnte besser umgesetzt werden. 

 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

1. Vorsitzender 2. Vorsitzende Fachbeirat 
Joachim Thomas Jaqueline Neustedt-Spinner Peter Huber 
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